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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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Gesetz zur Änderung 
der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen

Vom 25. Oktober 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung 
der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen

Artikel 1
Änderung der Verfassung 

für das Land Nordrhein-Westfalen

Die Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
28. Juni 1950 (GV. NRW. S. 127), die zuletzt durch Gesetz 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 442) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

 1.  Artikel 30 wird wie folgt geändert:

 a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

   „Zu seinen Aufgaben gehören die Wahl des/der 
Ministerpräsidenten/in, die Verabschiedung der 
Gesetze und die Kontrolle des Handelns der Lan-
desregierung; er bildet ein öffentliches Forum für 
die politische Willensbildung.“

 b)   In Absatz 2 wird das Wort „Volkswohl“ durch die 
Wörter „Wohl des Landes Nordrhein-Westfalen“ 
ersetzt.

 c)  Folgende Absätze 3, 4 und 5 werden angefügt:

   „(3) Die Abgeordneten haben im Landtag insbe-
sondere das Recht, das Wort zu ergreifen, Fragen 
und Anträge zu stellen sowie an Wahlen und Ab-
stimmungen teilzunehmen. Das Nähere regelt die 
Geschäftsordnung.

   (4) Der Landtag bildet Ausschüsse, insbesondere 
zur Vorbereitung seiner Beschlüsse. Die Zusam-
mensetzung der Ausschüsse sowie die Regelung 
des Vorsitzes in den Ausschüssen ist im Verhältnis 
der Stärke der einzelnen Fraktionen vorzuneh-
men. Jeder Abgeordnete hat das Recht auf Mit-
wirkung in einem Ausschuss.

   (5) Abgeordnete können sich zu Fraktionen zu-
sammenschließen. Die Fraktionen wirken mit ei-
genen Rechten und Pfl ichten an der Erfüllung der 
Aufgaben des Landtags mit. Zu ihren Aufgaben 
gehören die Koordination der parlamentarischen 
Tätigkeit und die Information der Öffentlichkeit. 
Ihre innere Ordnung muss demokratischen 
Grundsätzen entsprechen. Zur Wahrnehmung ih-
rer Aufgaben ist den Fraktionen eine angemesse-
ne Ausstattung zu gewährleisten. Das Nähere re-
gelt die Geschäftsordnung des Landtags oder ein 
Gesetz.“

 2.   Nach Artikel 34 Satz 2 wird folgender Satz 3 ange-
fügt:

  „Die Wahlperiode endet, auch im Fall einer Aufl ö-
sung des Landtags, mit dem Zusammentritt des neu-
en Landtags.“

 3.  Artikel 35 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 wird das Wort „eigenen“ gestrichen.

 b)  Absatz 2 wird aufgehoben.

 c)   Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 2 und wie 
folgt geändert:

   Das Wort „sechzig“ wird durch das Wort „neun-
zig“ ersetzt.

 4.   In Artikel 36 werden die Wörter „seiner ersten Ta-
gung“ durch die Wörter „seinem ersten Zusammen-
tritt“ ersetzt.

 5.  Artikel 37 wird wie folgt neu gefasst:

 „Artikel 37

  (1) Der Landtag tritt spätestens am zwanzigsten Tag 
nach der Wahl zusammen. Der neugewählte Landtag 

wird zu seiner ersten Sitzung vom bisherigen Präsi-
denten einberufen.

  (2) Nach dem Zusammentritt eines neuen Landtags 
führt das an Jahren älteste oder, wenn es ablehnt 
oder verhindert ist, das jeweils nächstälteste Mit-
glied des Landtags den Vorsitz, bis der neugewählte 
Präsident oder einer seiner Stellvertreter das Amt 
übernimmt.“

 6.  Artikel 40 wird wie folgt neu gefasst:

 „Artikel 40

  (1) Die Landesregierung unterrichtet den Landtag 
frühzeitig und umfassend über die Vorbereitung 
von  Landesgesetzen, Staatsverträgen, Verwaltungs-
abkommen und Angelegenheiten der Landesplanung 
sowie über Angelegenheiten des Bundes und der Eu-
ropäischen Union, soweit sie an ihnen mitwirkt. Das 
Nähere regelt eine Vereinbarung zwischen Landtag 
und Landesregierung.

    (2) In Angelegenheiten der Europäischen Union, die 
im Schwerpunkt Gesetzgebungsrechte des Landtags 
betreffen, berücksichtigt die Landesregierung die 
Stellungnahme des Landtags bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben. Weicht die Landesregierung in ihrem 
Stimmverhalten im Bundesrat von einer Stellung-
nahme des Landtags ab, so hat sie ihre Entscheidung 
gegenüber dem Landtag zu begründen.“

 7.  Artikel 45 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

  „Die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung 
obliegt dem Vorsitzenden.“

 8.  Artikel 48 Absatz 4 wird aufgehoben.

 9.  Artikel 50 wird wie folgt neu gefasst: 

 „Artikel 50

  Die Mitglieder des Landtags haben Anspruch auf 
angemessene Bezüge nach Maßgabe eines Gesetzes. 
Sie erhalten das Recht zur freien Fahrt auf allen Ei-
senbahnen und sonstigen Beförderungsmitteln der 
Deutschen Bahn im Lande Nordrhein-Westfalen. Ein 
Verzicht auf diese Rechte ist unzulässig.“

10.   In Artikel 53 werden die Wörter „deutschen Volkes“ 
durch die Wörter „Landes Nordrhein-Westfalen“ er-
setzt.

11.  Artikel 60 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  2 werden die Wörter „des Hauptaus-
schusses“ durch die Wörter „eines in der Ge-
schäftsordnung zu bestimmenden Ausschusses“ 
ersetzt.

 b)   In Absatz  3 wird das Wort „Hauptausschusses“ 
durch die Wörter „in der Geschäftsordnung zu be-
stimmenden Ausschusses“ ersetzt.

12.  Artikel 63 wird aufgehoben.

13.  Artikel 67 wird wie folgt neu gefasst:

 „Artikel 67

  (1) Volksinitiativen können darauf gerichtet sein, den 
Landtag im Rahmen seiner Entscheidungszuständig-
keit mit bestimmten Gegenständen der politischen 
Willensbildung zu befassen. Einer Initiative kann 
auch ein mit Gründen versehener Gesetzentwurf zu 
Grunde liegen.

  (2) Volksinitiativen müssen von mindestens 0,5 vom 
Hundert der Stimmberechtigten unterzeichnet sein. 
Artikel 31 Absatz  1 und Absatz  2 Satz  1 über das 
Wahlrecht fi ndet auf das Stimmrecht entsprechende 
Anwendung.

 (3) Das Nähere wird durch Gesetz geregelt.“

14.  Artikel 67a wird aufgehoben.

15.  Artikel 68 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 wird aufgehoben.

 b)   Die Absätze 4 und 5 werden zu den Absätzen 3 
und 4.

16.  Artikel 75 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 1 erhält folgenden neuen Wortlaut:
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  „1. in den Fällen der Artikel 32 und 33,“.

 b)   Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 einge-
fügt:

   „4. über Beschwerden von Vereinigungen gegen 
ihre Nichtanerkennung als Partei für die Wahl 
zum Landtag,“.

 c)  Die bisherige Nummer 4 wird zu Nummer 5.

17.   Artikel 76 Absätze 1 und 2 werden wie folgt neu ge-
fasst:

  „(1) Der Verfassungsgerichtshof setzt sich zusammen 
aus dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten und aus 
fünf weiteren Mitgliedern. Die Mitglieder werden 
durch sieben stellvertretende Mitglieder persönlich 
vertreten.

  (2) Die Mitglieder und ihre Stellvertreter werden 
vom Landtag ohne Aussprache mit Zweidrittelmehr-
heit auf die Dauer von zehn Jahren gewählt. Wieder-
wahl ist ausgeschlossen. Sie müssen die Befähigung 
zum Richteramt haben. Drei Mitglieder und ihre 
Stellvertreter müssen Berufsrichter sein.“

18.  Folgender Artikel 93 wird angefügt:

 „Artikel 93

  Die Amtszeit der Richter des Verfassungsgerichtsho-
fes, die am 30. Juni 2017 im Amt sind, wird durch die 
Neuregelung des Artikels 76 nicht berührt. Soweit 
die Richter auf der Grundlage des Artikels 76 in der 
bis zum 30. Juni 2017 geltenden Fassung in ihr Amt 
gelangt sind, steht dieses einer Wahl gemäß Artikel 
76 Absatz 2 in der neuen Fassung nicht entgegen.“

Artikel 2
Inkrafttreten

1.   Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Nummer  2 am 
Tag nach der Verkündung in Kraft.

2.   Artikel 1 Nummer 16 Buchstabe b, Nummer 16 Buch-
stabe c und Nummer  17 treten am 1. Juli 2017 in 
Kraft.

Düsseldorf, den 25. Oktober 2016

Die Landesregierung

Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

Sylvia  L ö h r m a n n

Der Finanzminister
zugleich für den Minister 

für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales

Rainer  S c h m e l t z e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Johannes  R e m m e l

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

Michael  G r o s c h e k

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Christina  K a m p m a n n

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter

Barbara  S t e f f e n s

Der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

und Chef der Staatskanzlei

Franz-Josef  L e r s c h - M e n s e

– GV. NRW. 2016 S. 860

Verordnung 
zur Änderung der Befristung 

von Rechtsvorschriften 
im Geschäftsbereich des Ministeriums 

für Inneres und Kommunales
Vom 25. Oktober 2016

1112

Artikel 1
Änderung der Kommunalwahlordnung

Auf Grund des §  51 des Kommunalwahlgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. 
NRW. S. 454, ber. S. 509), der zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S.  564) geän-
dert worden ist, verordnet das Ministerium für Inneres 
und Kommunales:

Die Kommunalwahlordnung vom 31. August 1993 (GV. 
NRW. S. 592, ber. S. 967), die zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 8. September 2015 (GV. NRW. S. 666) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.   In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 94 wie 
folgt gefasst:

 „ § 94 Inkrafttreten“.

2.  § 94 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 94
  Inkrafttreten“.

 b)  Satz 2 wird aufgehoben.

20302

Artikel 2
Änderung der Arbeitszeitverordnung

Auf Grund des § 60 Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) verord-
net die Landesregierung:

In § 20 der Arbeitszeitverordnung vom 4. Juli 2006 (GV. 
NRW. S. 335), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung 
vom 21. Juni 2016 (GV. NRW. S. 485) geändert worden ist, 
werden die Wörter „und danach alle fünf Jahre“ gestri-
chen.
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Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 25. Oktober 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

– GV. NRW. 2016 S. 861

2006

Gesetz 
über die Errichtung einer Anstalt des öffentlichen 

Rechts „d-NRW AöR“
(Errichtungsgesetz d-NRW AöR)

Vom 25. Oktober 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
über die Errichtung einer Anstalt des öffentlichen Rechts 

„d-NRW AöR“
(Errichtungsgesetz d-NRW AöR)

Teil 1

§ 1
Errichtung, Rechtsform, Name

(1) Das Land Nordrhein-Westfalen errichtet zum 1. Ja-
nuar 2017 eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts mit der Bezeichnung „d-NRW AöR“.

(2) Gemeinsame Träger der Anstalt sind das Land Nord-
rhein-Westfalen, vertreten durch das für Inneres zustän-
dige Ministerium, sowie die Gemeinden, Kreise und 
Landschaftsverbände des Landes Nordrhein-Westfalen, 
die der Anstalt beigetreten sind.

§ 2
Beitritt, Kündigung

(1) Die Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbände des 
Landes Nordrhein-Westfalen können der Anstalt durch 
einseitige Erklärung, jeweils zum Beginn eines Kalen-
derjahres, beitreten. Die Erklärung muss der Anstalt bis 
zum 30. September des Vorjahres zugegangen sein.

(2) Die Trägerschaft kann durch Kündigung beendet 
werden. Die Kündigung erfolgt durch einseitige Erklä-
rung, die zum Ende des auf den Zugang der Erklärung 
bei der Anstalt folgenden Jahres wirksam wird. Mit der 
Wirksamkeit der Kündigung endet die Anstaltsträger-
schaft. 

§ 3
Vermögensübergang, Rechtsnachfolge

Das Vermögen der d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG und 
der d-NRW Besitz-GmbH Verwaltungsgesellschaft geht 
mit Errichtung der Anstalt mit dem zu diesem Stichtag 
vorhandenen Vermögen, das heißt mit allen Gegenstän-
den des Aktiv- und Passivvermögens sowie den Beschäf-
tigungsverhältnissen, unter Aufl ösung ohne Abwicklung 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge zum Buchwert auf 

die Anstalt über. Die Anstalt tritt als Gesamtrechtsnach-
folger in alle Rechte und Pfl ichten ein.

§ 4
Stammkapital, Anstaltslast

(1) Die Anstalt wird von den Trägern der Anstalt mit 
einem Stammkapital ausgestattet. Das Stammkapital 
des Landes Nordrhein-Westfalen beträgt eine Million 
Euro, das der beitretenden Gemeinden, Kreise und 
Landschaftsverbände des Landes Nordrhein-Westfalen 
je Träger 1 000 Euro.

(2) Die Träger unterstützen die Anstalt bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben mit der Maßgabe, dass ein Anspruch der 
Anstalt gegen die Träger oder eine sonstige Verpfl ichtung 
der Träger, der Anstalt Mittel zur Verfügung zu stellen, 
nicht besteht.

(3) Das eingebrachte Stammkapital wird im Falle der 
Kündigung unverzinslich zurückgezahlt.

§ 5
Satzung

Die Anstalt regelt ihre inneren Angelegenheiten durch 
Satzung. 

§ 6
Aufgaben

(1) Die Anstalt unterstützt ihre Träger und, soweit ohne 
Beeinträchtigung ihrer Aufgaben möglich, andere öffent-
liche Stellen beim Einsatz von Informationstechnik in 
der öffentlichen Verwaltung. Informationstechnische 
Leistungen, die der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben 
dienen, erbringt sie insbesondere im Rahmen von staat-
lich-kommunalen Kooperationsprojekten.

(2) Die Anstalt unterstützt den IT-Kooperationsrat bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben nach § 21 des E-Govern-
ment-Gesetzes Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 551).

(3) Die Anstalt erbringt ihre Leistungen gegenüber ihren 
Trägern und anderen öffentlichen Stellen auf Grundlage 
eines öffentlich-rechtlichen Vertrages nach den §§ 54 bis 
62 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 15. Juni 1999 (GV. NRW. S. 386) in der jeweils 
geltenden Fassung.

§ 7
Organe

Organe der Anstalt sind der Verwaltungsrat und die Ge-
schäftsführung.

§ 8
Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 13 Mitgliedern.

(2) Die Vertretung der kommunalen Träger der Anstalt 
erfolgt durch jeweils zwei benannte Vertreter des Städte- 
und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen, des Städte-
tages Nordrhein-Westfalen und des Landkreistages 
Nordrhein-Westfalen.

(3) Die übrigen Mitglieder werden vom Land Nordrhein-
Westfalen benannt. Unter den vom Land Nordrhein-
Westfalen benannten Mitgliedern soll mindestens jeweils 
eine Vertreterin oder ein Vertreter des für Inneres zustän-
digen Ministeriums und des Finanzministeriums sowie 
die oder der Beauftragte der Landesregierung für Infor-
mationstechnik vertreten sein.

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden für die 
Dauer von fünf Jahren durch die Landesregierung be-
stellt. Für jedes Mitglied des Verwaltungsrates ist für den 
Fall der Verhinderung ein stellvertretendes Mitglied zu 
benennen und zu bestellen.

(5) Eine vorzeitige Abberufung ist auf Vorschlag desjeni-
gen, der das Mitglied benannt hat, zulässig. In diesem 
Fall ist für den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied zu 
benennen und zu bestellen.
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(6) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte die Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden sowie deren oder dessen 
Stellvertretung.

(7) Der Verwaltungsrat entscheidet mit der Mehrheit sei-
ner Mitglieder. Die Satzung kann für einzelne Entschei-
dungen andere Mehrheiten vorsehen.

(8) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

(9) Beamtinnen und Beamte der Träger nehmen ihre 
Aufgaben im Verwaltungsrat im Rahmen ihres Hauptam-
tes wahr.

(10) Die Geschäftsführung nimmt an den Sitzungen des 
Verwaltungsrates beratend teil.

§ 9
Aufgaben des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat entscheidet über die grundsätzli-
chen Angelegenheiten der Anstalt, insbesondere über:

 1.   den Erlass von Satzungen und Geschäftsordnungen 
für die Anstalt und ihre Änderungen,

 2.  den Sitz der Anstalt,

 3.   die Feststellung des Wirtschaftsplanes und seine Än-
derungen,

 4.   die Bestellung der Jahresabschlussprüferin oder des 
Jahresabschlussprüfers,

 5.   die Feststellung des geprüften Jahresabschlusses und 
die Genehmigung des Lageberichts, 

 6.  die Ergebnisverwendung,

 7.  die Entlastung der Geschäftsführung, 

 8.   die Auswahl, Einstellung, Verlängerung und Beendi-
gung des Beschäftigungsverhältnisses der Geschäfts-
führung, 

 9.   allgemeine Vereinbarungen und Maßnahmen zur Re-
gelung der arbeits-, dienst- und versorgungsrecht-
lichen Verhältnisse der Beschäftigten und

10.  Grundsatzfragen der Personalverwaltung.

(2) Der Verwaltungsrat ist Vorgesetzter der Geschäfts-
führung. Er überwacht die Geschäftsführung sowie die 
Durchführung seiner Entscheidungen. Er kann sich je-
derzeit über alle Angelegenheiten der Anstalt unterrich-
ten lassen.

(3) Die oder der Vorsitzende des Verwaltungsrates ver-
tritt die Anstalt gerichtlich und außergerichtlich gegen-
über der Geschäftsführung.

§ 10
Geschäftsführung

(1) Die Geschäftsführung besteht aus der oder dem Vor-
sitzenden der Geschäftsführung und einer allgemeinen 
Vertreterin oder einem allgemeinen Vertreter. Sie wird 
vom Verwaltungsrat für die Dauer von höchstens fünf 
Jahren bestellt. Eine erneute Bestellung ist zulässig.

(2) Die Geschäftsführung führt die Geschäfte der An-
stalt eigenverantwortlich nach wirtschaftlichen Grund-
sätzen mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
im Rahmen der Gesetze, der Satzung und der Geschäfts-
ordnung für die Geschäftsführung. Die oder der Vorsit-
zende der Geschäftsführung vertritt die Anstalt gericht-
lich und außergerichtlich.

(3) Die Geschäftsführung hat den Verwaltungsrat über 
alle wichtigen Vorgänge rechtzeitig zu unterrichten und 
auf Aufforderung dem Verwaltungsrat über alle Angele-
genheiten der Anstalt Auskunft zu geben. Sie bereitet die 
Beschlüsse des Verwaltungsrates vor und führt diese aus.

(4) Die oder der Vorsitzende der Geschäftsführung ist 
Vorgesetzte oder Vorgesetzter der Beschäftigten der An-
stalt. Sie oder er entscheidet über die Einstellung und 
Kündigung sowie über weitere arbeitsrechtliche Maß-
nahmen gegenüber den Beschäftigten und übt das Direk-
tionsrecht aus.

§ 11
Wirtschaftsführung, Risikovorsorge, Rücklagenbildung

(1) Wirtschaftsführung, Rechnungswesen, die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts der Anstalt 
richten sich nach den für große Kapitalgesellschaften 
geltenden Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuches in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 4100-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
10. Mai 2016 (BGBL. I S. 1142) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung.

(2) Die Anstalt erhebt für ihre Leistungen kostende-
ckende Entgelte. Die Erzielung von Gewinn ist nicht 
Zweck der Anstalt.

(3) Die Anstalt soll geeignete Vorkehrungen zur Risiko-
vorsorge zur Gewährleistung der nachhaltigen Erfüllung 
ihrer Aufgaben treffen. Sie soll in angemessenem Um-
fang Rücklagen bilden.

§ 12
Wirtschaftsjahr, Jahresabschluss, Prüfung

(1) Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Die Anstalt stellt vor Beginn eines jeden Wirtschafts-
jahres einen Wirtschaftsplan auf. Dieser besteht aus dem 
Erfolgsplan und dem Vermögensplan. Der Erfolgsplan 
muss alle voraussehbaren Erträge und Aufwendungen 
des Wirtschaftsjahres enthalten. Der Vermögensplan 
muss mindestens alle voraussehbaren Einzahlungen und 
Auszahlungen des Wirtschaftsjahres, die sich aus Investi-
tionen und aus der Kreditwirtschaft der Anstalt ergeben, 
enthalten. Die Geschäftsführung hat den Verwaltungsrat 
vierteljährlich über die Abwicklung des Vermögens- und 
des Erfolgsplans schriftlich zu unterrichten.

(3) Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss und 
einen Lagebericht innerhalb von drei Monaten nach 
Ende des Wirtschaftsjahres aufzustellen und dem Ver-
waltungsrat nach Durchführung der Abschlussprüfung 
zur Feststellung vorzulegen. Im Lagebericht ist auch auf 
Sachverhalte einzugehen, die Gegenstand der Berichter-
stattung im Rahmen der Prüfung nach §  53 des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes vom 19. August 1969 (BGBl.  I 
S.  1273) in der jeweils geltenden Fassung sein können. 
Im Anhang zum Jahresabschluss werden die individuali-
sierten Angaben gemäß §  65a Absatz  1 und 3 der Lan-
deshaushaltsordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 26. April 1999 (GV. NRW. S.  158) in der 
jeweils geltenden Fassung ausgewiesen.

(4) Der Jahresabschluss, die Ergebnisverwendung sowie 
das Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts sind öffentlich bekannt zu machen.

(5) Die Prüfungsrechte des Landesrechnungshofs blei-
ben nach Maßgabe der Regelungen dieses Gesetzes unbe-
rührt.

§ 13
Public Corporate Governance Kodex

Der Public Corporate Governance Kodex des Landes 
Nordrhein-Westfalen ist in seiner jeweils aktuellen Fas-
sung zu beachten. Die Geschäftsführung und der Verwal-
tungsrat haben jährlich zu erklären, dass den Empfeh-
lungen des Kodex entsprochen wurde und wird. Wenn 
von den Empfehlungen abgewichen wird, ist dies nach-
vollziehbar zu begründen. Die Erklärung ist als Teil des 
Corporate Governance Berichts zu veröffentlichen.

§ 14
Aufsicht

Die allgemeine Aufsicht über die Anstalt führt das für 
Inneres zuständige Ministerium.

§ 15
Veröffentlichungen

Die Satzungen und alle sonstigen Bekanntmachungen 
der Anstalt sind im Ministerialblatt des Landes Nord-
rhein-Westfalen zu veröffentlichen.
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Teil 2
Überleitungs- und Übergangsvorschriften

§ 16
Überleitung der Beschäftigungsverhältnisse

(1) Mit Errichtung der Anstalt gehen die Beschäfti-
gungsverhältnisse der bei der d-NRW Besitz-GmbH & 
Co. KG und bei der d-NRW Besitz-GmbH Verwaltungs-
gesellschaft tätigen Beschäftigten mit allen Rechten und 
Pfl ichten auf die Anstalt über. Für sie gelten zur Wah-
rung des Besitzstandes die bisher maßgebenden vertrag-
lichen Vereinbarungen. 

(2) Betriebsbedingte Kündigungen durch die Anstalt im 
Zusammenhang mit der Überleitung der Beschäftigungs-
verhältnisse sind für eine Dauer von fünf Jahren unzu-
lässig. 

(3) Für die von Absatz 1 erfassten Beschäftigten werden 
die Zeiten einer Beschäftigung bei der d-NRW Besitz-
GmbH & Co. KG und bei der d-NRW Besitz-GmbH Ver-
waltungsgesellschaft so angerechnet, als wenn sie bei der 
Anstalt geleistet worden wären.

(4) Zur Sicherung der Ansprüche auf eine zusätzliche 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung der Beschäftig-
ten, deren Beschäftigungsverhältnis nach Absatz 1 über-
gegangen ist, stellt die Anstalt sicher, dass die von der 
Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder geforder-
ten tatsächlichen und rechtlichen Voraussetzungen ge-
schaffen werden, beziehungsweise erhalten bleiben.

§ 17
Beitritt im Errichtungsjahr

(1) Abweichend von §  2 Absatz  1 ist im Jahr 2017 der 
rückwirkende Beitritt zum 1. Januar 2017 möglich.

(2) Beitrittserklärungen, die vor Inkrafttreten des Geset-
zes dem für Inneres zuständigen Ministerium zugegan-
gen sind, werden zum Zeitpunkt des Inkrafttretens wirk-
sam.

§ 18
Vorübergehende Wahrnehmung der Aufgaben 

des Verwaltungsrates

Bis zur vollständigen Bestellung des Verwaltungsrates 
werden die Aufgaben des Verwaltungsrates von der Auf-
sichtsbehörde wahrgenommen. Sie lädt umgehend nach 
Inkrafttreten des Gesetzes zur konstituierenden Sitzung 
des Verwaltungsrates ein.

§ 19
Inkrafttreten, Berichtspfl icht

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis zum 31. 
Dezember 2021 über die Erfahrungen mit diesem Gesetz.

Düsseldorf, den 25. Oktober 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

Sylvia  L ö h r m a n n

Der Finanzminister
zugleich für den Minister 

für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

– GV. NRW. 2016 S. 862

2124

Verordnung zur Änderung 
der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
Familienpfl egerinnen und Familienpfl eger

Vom 11. Oktober 2016

Auf Grund des §  1 Absatz  1 Satz  1 in Verbindung mit 
Absatz  2 Nummer  6 des Gesundheitsfachberufeweiter-
entwicklungsgesetzes vom 6. Oktober 1987 (GV. NRW. 
S. 342), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 20. 
November 2007 (GV. NRW. S. 572) geändert worden sind, 
verordnet das Ministerium für Gesundheit, Emanzipa-
tion, Pfl ege und Alter im Einvernehmen mit dem Minis-
terium für Inneres und Kommunales:

Artikel 1

§ 23 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Famili-
enpfl egerinnen und Familienpfl eger vom 2. April 2004 
(GV. NRW. S. 184) wird wie folgt geändert:

1.  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Die in einem anderen Bundesland erteilte staatli-
che Anerkennung als „Familienpfl egerin“ oder „Fami-
lienpfl eger“ gilt auch in Nordrhein-Westfalen.“

2.  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

  „(2) Eine außerhalb des Geltungsbereichs der Bun-
desrepublik Deutschland erworbene Ausbildung in 
der Familienpfl ege wird anerkannt, wenn die Gleich-
wertigkeit des Ausbildungsstandes oder des Kenntnis-
standes nachgewiesen wurde. Das Nähere regelt das 
Berufsqualifi kationsfeststellungsgesetz NRW vom 28. 
Mai 2013 (GV. NRW. S. 272), das durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 26. April 2016 (GV. NRW. S. 230) geän-
dert worden ist. Die zuständige Behörde bestimmt 
sich nach § 6 Absatz 4 der Zuständigkeitsverordnung 
Heilberufe vom 20. Mai 2008 (GV. NRW. S.  458), die 
zuletzt durch Verordnung vom 5. Juli 2016 (GV. NRW. 
S. 548) geändert worden ist.“

3.  Absatz 3 wird aufgehoben.

4.  Die Absätze 4 und 5 werden die Absätze 3 und 4.

5.   Absatz  6 wird Absatz  5 und die Wörter „können auf 
Antrag“ werden durch das Wort „dürfen“ ersetzt.

6.  Absatz 7 wird aufgehoben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. September 2016 in Kraft.

Düsseldorf, den 11. Oktober 2016

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter

des Landes Nordrhein-Westfalen

Barbara  S t e f f e n s

– GV. NRW. 2016 S. 864
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Gesetz
zur Ausführung des Gesetzes über die

psychosoziale Prozessbegleitung im Strafverfahren
(AGPsychPbG)

Vom 25. Oktober 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

G e s e t z
zur Ausführung des Gesetzes über die 

psychosoziale Prozessbegleitung im Strafverfahren 
(AGPsychPbG)

Inhaltsübersicht

§ 1  Anerkennung von Personen

§ 2 Anerkennung von Aus- und Weiterbildungen

§ 3 Zuständigkeit

§ 4 Antrag

§ 5 Besondere Pfl ichten

§ 6 Nebenbestimmungen 

§ 7 Unterrichtung der Anerkennungsstellen

§ 8 Rücknahme und Widerruf

§ 9 Länderübergreifende Anerkennung 

§ 10 Verzeichnis

§ 11 Verordnungsermächtigung

§ 12 Übergangsregelung

§ 13 Inkrafttreten

§ 1
Anerkennung von Personen

(1) Als psychosoziale Prozessbegleiterin oder psychoso-
zialer Prozessbegleiter soll anerkannt werden, wer über

1.   die in § 3 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über die psy-
chosoziale Prozessbegleitung im Strafverfahren vom 
21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2525, 2529) genannten 
fachlichen Qualifi kationen,

2.   eine in der Regel mindestens zweijährige praktische 
Berufserfahrung in einem der unter §  3 Absatz  2 
Satz 1 Nummer 1 des Gesetzes über die psychosoziale 
Prozessbegleitung im Strafverfahren genannten Be-
reiche und

3.  die erforderliche persönliche Zuverlässigkeit verfügt.

(2) Die Anerkennung kann versagt werden, wenn be-
gründete Zweifel daran bestehen, dass die Antragstelle-
rin oder der Antragsteller die in § 3 Absatz 3 und 4 des 
Gesetzes über die psychosoziale Prozessbegleitung im 
Strafverfahren genannten Voraussetzungen erfüllt.

§ 2
Anerkennung von Aus- und Weiterbildungen

(1) Eine Aus- oder Weiterbildung nach §  3 Absatz  2 
Satz  1 Nummer  2 des Gesetzes über die psychosoziale 
Prozessbegleitung im Strafverfahren soll anerkannt wer-
den, wenn

1.   die in ihr vermittelten Inhalte die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer befähigen, selbständig fachlich ad-
äquate psychosoziale Prozessbegleitung unter Einhal-
tung der den §§ 2 und 3 des Gesetzes über die psycho-
soziale Prozessbegleitung im Strafverfahren zu 
Grunde liegenden Standards durchzuführen,

2.   ihr ein geeignetes didaktisches und methodisches 
Konzept zu Grunde liegt und

3.   ihre Form, Dauer und Teilnehmerzahl so bemessen 
sind, dass die angestrebten Lernziele erreicht werden 
können.

(2) Zu den nach Absatz  1 Nummer  1 zu vermittelnden 
Inhalten gehören in der Regel mindestens die für die 
psychosoziale Prozessbegleitung relevanten Kenntnisse

1.   der rechtlichen Grundlagen und Grundsätze des 
Strafverfahrens sowie weiterer für die Opfer von 
Straftaten relevanter Rechtsgebiete,

2.   der Viktimologie, insbesondere Kenntnisse zu den be-
sonderen Bedürfnissen spezieller Opfergruppen,

3.  der Psychologie und Psychotraumatologie,

4.   der Theorie und Praxis der psychosozialen Prozessbe-
gleitung und

5.   der Methoden und Standards der Qualitätssicherung 
und Eigenvorsorge.

(3) Die Anerkennung kann versagt werden, wenn be-
gründete Zweifel an der fachlichen Qualifi kation der in 
der Aus- oder Weiterbildung eingesetzten Referentinnen 
oder Referenten oder der Zuverlässigkeit der Anbieterin 
oder des Anbieters der Aus- oder Weiterbildung beste-
hen.

§ 3

Zuständigkeit

(1) Zuständige Stelle für die Anerkennung nach §  1 ist 
die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts, in deren oder dessen Bezirk die Antragstellerin 
oder der Antragsteller ihre oder seine berufl iche Nieder-
lassung hat, in Ermangelung einer solchen ist der Wohn-
sitz maßgebend. Hat die Antragstellerin oder der An-
tragsteller in Nordrhein-Westfalen weder eine berufl iche 
Niederlassung noch einen Wohnsitz, ist zuständige Stelle 
die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts, in deren oder dessen Bezirk die Antragstellerin 
oder der Antragsteller ihre oder seine Tätigkeit vorwie-
gend ausüben möchte. Das Verfahren kann über eine ein-
heitliche Stelle abgewickelt werden.

(2) Zuständige Stelle für die Anerkennung nach §  2 ist 
das Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen.

§ 4

Antrag

(1) Die Anerkennung ist schriftlich bei der für die Aner-
kennung zuständigen Stelle zu beantragen.

(2) Mit dem Antrag auf Anerkennung nach §  1 sind 
Nachweise vorzulegen, aus denen sich ergibt, dass die in 
§ 1 Absatz 1 Nummer 1 und 2 genannten Anerkennungs-
voraussetzungen vorliegen. Die Antragstellerin oder der 
Antragsteller hat bei der Meldebehörde ein erweitertes 
Führungszeugnis nach §  30a Absatz  1 Nummer  1 des 
Bundeszentralregistergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. September 1984 (BGBl. I S. 1229, 
1985 I S. 195), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 20. November 2015 (BGBl. I S. 2017) geändert wor-
den ist, zur Vorlage bei der für die Anerkennung zustän-
digen Stelle zu beantragen. Dem Antrag ist eine Erklä-
rung zum örtlichen Tätigkeitsschwerpunkt der 
psychosozialen Prozessbegleiterin oder des psychosozia-
len Prozessbegleiters, der in der Regel nicht mehr als 
drei Landgerichtsbezirke umfassen soll, beizufügen. Die 
für die Anerkennung zuständige Stelle kann die Vorlage 
weiterer Nachweise über das Vorliegen der in §  1 Ab-
satz  1 Nummer  3 genannten Anerkennungsvorausset-
zung sowie bei begründeten Zweifeln nach § 1 Absatz 2 
die Vorlage von Nachweisen über das Vorliegen der in § 3 
Absatz 3 und 4 des Gesetzes über die psychosoziale Pro-
zessbegleitung im Strafverfahren genannten Vorausset-
zungen verlangen.

(3) Mit dem Antrag auf Anerkennung nach §  2 sind 
Nachweise vorzulegen, aus denen sich ergibt, dass die in 
§ 2 Absatz 1 und Absatz 2 genannten Anerkennungsvor-
aussetzungen vorliegen. Die für die Anerkennung zu-
ständige Stelle kann bei begründeten Zweifeln nach § 2 
Absatz 3 die Vorlage von Nachweisen über die fachliche 
Qualifi kation der in der Aus- oder Weiterbildung einge-
setzten Referentinnen und Referenten und die Zuverläs-
sigkeit der Anbieterin oder des Anbieters der Aus- oder 
Weiterbildung verlangen.
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§ 5

Besondere Pfl ichten

(1) Die psychosozialen Prozessbegleiterinnen und Pro-
zessbegleiter haben Verschwiegenheit über die ihnen an-
vertrauten oder sonst im Rahmen ihrer Tätigkeit be-
kannt gewordenen Umstände, die nicht allgemein 
zugänglich sind, zu bewahren. Gesetzliche Auskunfts-
pfl ichten bleiben unberührt.

(2) Die psychosozialen Prozessbegleiterinnen und Pro-
zessbegleiter sind verpfl ichtet,

1.   mindestens in jedem zweiten Kalenderjahr an fach-
spezifi schen, der Aus- oder Fortbildung dienenden 
Veranstaltungen, hörend oder dozierend, und

2.   kalenderjährlich an Maßnahmen der Supervision oder 
kollegialen Beratung

teilzunehmen. Ein Abweichen von den in Satz  1 be-
stimmten Zeitpunkten ist nur aus wichtigem Grund zu-
lässig. Nach Entfallen des wichtigen Grundes ist die 
Teilnahme an Veranstaltungen und Maßnahmen nach 
Satz  1 unverzüglich nachzuholen. Die Erfüllung der 
Pfl ichten aus Satz 1 ist der für die Anerkennung nach § 1 
zuständigen Stelle auf deren Anforderung hin durch Be-
scheinigungen oder andere geeignete Unterlagen nach-
zuweisen.

§ 6

Nebenbestimmungen

(1) Die Anerkennung nach §  1 ist auf höchstens fünf 
Jahre zu befristen. Im Falle einer gerichtlichen Beiord-
nung gilt die Anerkennung nach §  1 auch nach Ablauf 
der in Satz 1 bestimmten Frist für das Verfahren fort, in 
dem die Beiordnung erfolgt ist. Eine erneute Anerken-
nung nach Ablauf einer Befristung soll auf Antrag erteilt 
werden, wenn die Voraussetzungen des § 1 vorliegen und 
die Antragstellerin oder der Antragsteller gegenüber der 
für die Anerkennung zuständigen Stelle die Erfüllung 
der Pfl ichten aus § 5 Absatz 2 Satz 1 für die vergangene 
Anerkennungsperiode nachweist. Die für die Anerken-
nung zuständige Stelle kann die Vorlage von Nachweisen 
verlangen, aus denen sich ergibt, dass die in § 1 Absatz 1 
Nummer 1 und 2 genannten Anerkennungsvoraussetzun-
gen vorliegen. § 4 Absatz 1 und 2 Satz 2 bis 4 gelten ent-
sprechend.

(2) Die Anerkennung nach §§ 1 und 2 kann unter Aufl a-
gen und Bedingungen erteilt sowie mit dem Vorbehalt 
eines Widerrufs versehen werden, insbesondere wenn 
diese Nebenbestimmungen zur Sicherung der Qualität 
der psychosozialen Prozessbegleitung, zur Herstellung 
einer einheitlichen Praxis oder aus Gründen des Opfer-
schutzes geboten sind. Nebenbestimmungen nach Satz 1 
können auch nachträglich erteilt oder geändert werden.

§ 7

Unterrichtung der Anerkennungsstellen

(1) Die psychosozialen Prozessbegleiterinnen und Pro-
zessbegleiter sind verpfl ichtet, die zuständige Stelle un-
verzüglich über den Wegfall der Anerkennungsvoraus-
setzung nach § 1 Absatz 1 Nummer 3 und das Entstehen 
von Versagungsgründen nach § 1 Absatz 2 zu unterrich-
ten. Die Anbieterin oder der Anbieter der Aus- oder 
 Weiterbildung ist verpfl ichtet, die zuständige Stelle un-
verzüglich über den Wegfall von Anerkennungsvoraus-
setzungen nach §  2 Absatz  1 und 2 und das Entstehen 
von Versagungsgründen nach § 2 Absatz 3 zu unterrich-
ten. Die zuständige Stelle kann verlangen, dass die psy-
chosozialen Prozessbegleiterinnen und Prozessbegleiter 
und die Anbieterin oder der Anbieter der Aus- und Wei-
terbildung den Nachweis des Fortbestandes der Aner-
kennungsvoraussetzungen und des Nichtvorliegens von 
Versagungsgründen führen.

(2) Die Anbieterin oder der Anbieter der Aus- und Wei-
terbildung ist verpfl ichtet, die zuständige Stelle unver-
züglich über grundlegende Änderungen der Ausbil-
dungsinhalte zu unterrichten.

§ 8
Rücknahme und Widerruf

(1) Die Anerkennung nach §§ 1 und 2 soll zurückgenom-
men werden, wenn bei ihrer Erteilung eine Anerken-
nungsvoraussetzung nach § 1 Absatz 1 oder § 2 Absatz 1 
oder 2 nicht vorlag. Die Anerkennung nach § 1 kann zu-
rückgenommen werden, wenn bei ihrer Erteilung ein Ver-
sagungsgrund nach §  1 Absatz  2 vorlag. Die Anerken-
nung nach § 2 kann zurückgenommen werden, wenn bei 
ihrer Erteilung ein Versagungsgrund nach §  2 Absatz  3 
vorlag.

(2) Die Anerkennung nach §§  1 und 2 soll widerrufen 
werden, wenn eine Anerkennungsvoraussetzung nach § 1 
Absatz  1 Nummer  3 oder §  2 Absatz  1 oder 2 wegfällt 
oder eine anerkannte Person beharrlich ihren Pfl ichten 
aus § 5 Absatz 2 zuwiderhandelt. Die Anerkennung nach 
§ 1 kann widerrufen werden, wenn ein Versagungsgrund 
nach § 1 Absatz 2 entstanden ist. Die Anerkennung nach 
§ 2 kann widerrufen werden, wenn ein Versagungsgrund 
nach § 2 Absatz 3 entstanden ist.

(3) Zuständig für die Entscheidung über Rücknahme 
und Widerruf der Anerkennungen nach §§ 1 und 2 ist die 
anerkennende Stelle. §§  48 und 49 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 
1999 (GV. NRW. S. 602), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Mai 2014 (GV. NRW. S.  294) geändert 
worden ist, bleiben im Übrigen unberührt.

§ 9
Länderübergreifende Anerkennung

(1) Die Anerkennung einer psychosozialen Prozessbe-
gleiterin oder eines psychosozialen Prozessbegleiters in 
einem anderen Land steht der Anerkennung nach §  1 
gleich. Dies gilt nicht, soweit der örtliche Tätigkeits-
schwerpunkt der psychosozialen Prozessbegleiterin oder 
des psychosozialen Prozessbegleiters dauerhaft in Nord-
rhein-Westfalen liegt oder nach Nordrhein-Westfalen 
verlagert wird.

(2) Erfüllt eine psychosoziale Prozessbegleiterin oder ein 
psychosozialer Prozessbegleiter die in § 1 genannten Vor-
aussetzungen nicht, kann die für die Anerkennung nach 
§  1 zuständige Stelle abweichend von Absatz  1 Satz  1 
bestimmen, dass die Anerkennung dieser Person in 
einem anderen Land der Anerkennung nach §  1 nicht 
gleichsteht. Bestehen begründete Zweifel daran, dass 
eine psychosoziale Prozessbegleiterin oder ein psychoso-
zialer Prozessbegleiter, die oder der in einem anderen 
Land anerkannt ist, die in § 1 genannten Voraussetzun-
gen erfüllt, kann die zuständige Stelle die Vorlage von 
Nachweisen über das Vorliegen der in § 1 genannten Vor-
aussetzungen verlangen.

(3) Die Anerkennung einer Aus- oder Weiterbildung in 
einem anderen Land steht der Anerkennung nach §  2 
gleich.

§ 10
Verzeichnis

(1) Die für die Anerkennung nach § 1 zuständigen Stel-
len führen für das Land Nordrhein-Westfalen ein ge-
meinsames Verzeichnis der nach § 1 anerkannten psycho-
sozialen Prozessbegleiterinnen und Prozessbegleiter.

(2) In das Verzeichnis ist der örtliche Tätigkeitsschwer-
punkt der psychosozialen Prozessbegleiterin oder des 
psychosozialen Prozessbegleiters im Sinne des §  4 Ab-
satz 2 Satz 3 aufzunehmen. Auf Antrag soll die verzeich-
nisführende Stelle sachliche Tätigkeitsschwerpunkte der 
psychosozialen Prozessbegleiterin oder des psychosozia-
len Prozessbegleiters in das Verzeichnis aufnehmen. Ört-
licher und sachlicher Tätigkeitsschwerpunkt können auf 
Antrag auch nachträglich geändert werden.

§ 11
Verordnungsermächtigung

Das Justizministerium wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung
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1.   abweichend von § 3 ein Oberlandesgericht für die An-
erkennung nach §§ 1 und 2 zu bestimmen,

2.   Einzelheiten der Anerkennungsvoraussetzungen nach 
§ 1 Absatz 1 und § 2 Absatz 1 und 2 sowie der Anfor-
derungen an die fachliche Qualifi kation der in der 
Aus- oder Weiterbildung eingesetzten Referentinnen 
oder Referenten,

3.   Einzelheiten des Verfahrens zur Anerkennung nach 
§§ 1, 2 und 6 Absatz 1 Satz 3,

4.   Standards für den organisatorischen Rahmen und die 
Durchführung der psychosozialen Prozessbegleitung,

5.   Einzelheiten des fachlichen Inhalts und des Umfangs 
der Fortbildungspfl icht sowie der Maßnahmen der Su-
pervision und kollegialen Beratung nach § 5 Absatz 2 
Satz 1,

6.   Einzelheiten der Ausgestaltung des Verzeichnisses 
nach §  10, insbesondere zu Aufnahme, Speicherung 
und Abruf von personenbezogenen Daten, und des 
diesbezüglichen Verfahrens sowie den Kreis der zu-
griffsberechtigten Stellen und

7.   die mögliche Anzahl und den möglichen Inhalt sachli-
cher Tätigkeitsschwerpunkte im Sinne von §  10 Ab-
satz 2 Satz 2 

zu regeln.

§ 12
Übergangsregelung

Abweichend von § 1 Nummer 1 können bis zum 31. Juli 
2017 Personen, die eine von einem Land anerkannte 
Aus- oder Weiterbildung im Sinne des Gesetzes über die 
psychosoziale Prozessbegleitung im Strafverfahren be-
gonnen, aber noch nicht beendet haben, als psychosozi-
ale Prozessbegleiterin oder Prozessbegleiter nach § 1 an-
erkannt werden, sofern sie die übrigen in § 1 genannten 
Voraussetzungen erfüllen. Die Anerkennung ist bis zum 
31. Juli 2017 zu befristen.

§ 13
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

(2) Dieses Gesetz ist fünf Jahre nach Inkrafttreten zu 
evaluieren. Über das Ergebnis ist dem Landtag zu be-
richten.

Düsseldorf, den 25. Oktober 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Christina  K a m p m a n n

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter

Barbara  S t e f f e n s

– GV. NRW. 2016 S. 865
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Zweites Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Verbesserung der Sicherheit in
Justizvollzugsanstalten des Landes Nordrhein-

Westfalen
Vom 25. Oktober 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Zweites Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Verbesserung der Sicherheit in

Justizvollzugsanstalten des Landes Nordrhein-Westfalen

Artikel 1

In § 3 Satz 2 des Gesetzes zur Verbesserung der Sicher-
heit in Justizvollzugsanstalten des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 27. Oktober 2009 (GV. NRW. S. 540), das 
durch Gesetz vom 2. Oktober 2014 (GV. NRW. S. 646) ge-
ändert worden ist, wird die Angabe „2016“ durch die 
Angabe „2018“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 25. Oktober 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

Sylvia  L ö h r m a n n

Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Christina  K a m p m a n n

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter

Barbara  S t e f f e n s

– GV. NRW. 2016 S. 867
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Gesetz zur Änderung 
des Straßen- und Wegegesetzes des 

Landes Nordrhein-Westfalen 
und anderer Gesetze
Vom 25. Oktober 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung 
des Straßen- und Wegegesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen und anderer Gesetze

91

Artikel 1
Änderung des Straßen- und Wegegesetzes des Landes

Nordrhein-Westfalen

Das Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
September 1995 (GV. NRW. S.  1028, ber. 1996  S.  81, 
S.  141, S.  216 und S. 355, ber. 2007 S. 327), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. März 2015 (GV. 
NRW. S. 312) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

 1.   In der Inhaltsübersicht werden in der Teilüberschrift 
„Zweiter Teil“ nach dem Wort „Landesstraßen“ die 
Wörter „, Radschnellverbindungen des Landes“ ein-
gefügt.

 2.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  1 Nummer  1 werden dem Wort „Lan-
desstraßen“ die Wörter „und Radschnellverbin-
dungen des Landes“ eingefügt.

 b)  Dem Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:

   „Radschnellverbindungen des Landes sind Wege, 
Straßen oder Teile von diesen, die dem Fahrrad-
verkehr mit eigenständiger regionaler Verkehrs-
bedeutung zu dienen bestimmt sind; sie sollen un-
tereinander oder mit anderen Radverkehrsverbin-
dungen ein zusammenhängendes Netz bilden. Die 
Bestimmung von Wegen, Straßen oder Teilen von 
diesen zur Radschnellverbindung nimmt das für 
das Straßenwesen zuständige Ministerium im 
Einvernehmen mit den jeweils als Träger der 
Straßenbaulast betroffenen Kreisen, kreisfreien 
Städten und Gemeinden vor.“

 3.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 werden nach dem Wort „Landes-
straßen,“ die Wörter „Radschnellverbindun-
gen des Landes,“ eingefügt.

  bb)   In Satz  2 werden nach dem Wort „Landes-
straßen“ die Wörter „, Radschnellverbindun-
gen des Landes“ eingefügt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 werden nach dem Wort „Landes-
straßen“ die Wörter „, Radschnellverbindun-
gen des Landes“ eingefügt.

  bb)   In Satz  2 werden nach dem Wort „Landes-
straßen“ die Wörter „und Radschnellverbin-
dungen des Landes“ eingefügt.

  cc)   In Satz  3 werden nach dem Wort „Namen“ 
die Wörter „oder einer Nummer“ eingefügt 
und die Wörter „oder nummerieren“ gestri-
chen.

 c)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:

   „(3) Das für das Straßenwesen zuständige Minis-
terium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem für das amtliche Vermessungswesen zustän-
digen Ministerium durch Rechtsverordnung Ein-

zelheiten zu den Straßenverzeichnissen zu re-
geln.“

 4.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Kreis-
straße“ die Wörter „oder Radschnellverbindung 
des Landes“ eingefügt.

 b)   In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Lan-
desstraße“ die Wörter „oder einer Radschnellver-
bindung des Landes“ eingefügt.

 5.  § 8 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort 
„Absatz“ ersetzt.

 b)  Folgender Satz wird angefügt: 

   „Sind Straßen verschiedener Straßengruppen 
umzustufen, können die jeweiligen Straßenauf-
sichtsbehörden eine Festlegung der Zuständigkeit 
für die Verfügung der Umstufung im gegenseiti-
gen Einvernehmen treffen.“

 6.  § 9 a Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

  „Satz  2 gilt für bauliche Anlagen von Gemeinden 
nur dann, wenn diese untere Bauaufsichtsbehörden 
gemäß § 60 Absatz 1 Nummer 3 der Landesbauord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. März 2000 (GV. NRW. S. 256), die zuletzt durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 20. Mai 2014 (GV. NRW. 
S. 294) geändert worden ist, sind.“

 7.   In §  13 Absatz  4 werden jeweils die Angabe „Abs.“ 
durch das Wort „Absatz“ und die Wörter „der 
Kostenordnung“ durch die Wörter „dem Gerichts- 
und Notarkostengesetz vom 23. Juli 2013 (BGBl.  I 
S.  2586), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 23.  November 2015 (BGBl.  I S.  2090) geändert 
worden ist,“ ersetzt.

 8.   In § 20 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Lan-
desstraße“ die Wörter „, einer Radschnellverbindung 
des Landes“ eingefügt.

 9.  § 25 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Nummer  1 werden nach dem Wort „Lan-
desstraßen“ die Wörter „, Radschnellverbin-
dungen des Landes“ und nach dem Wort 
„Kraftfahrzeugverkehr“ die Wörter „, bei ei-
ner Radschnellverbindung des Landes der 
für den Fahrradverkehr“ eingefügt.

  bb)   In Nummer  2 werden nach dem Wort „Lan-
desstraßen“ die Wörter „, Radschnellverbin-
dungen des Landes“ eingefügt und das Wort 
„Anschluß“ durch das Wort „Anschluss“ er-
setzt.

 b)   In Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort „Lan-
desstraßen“ die Wörter „, Radschnellverbindun-
gen des Landes“ eingefügt.

 c)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Bei geplanten Landesstraßen, Radschnellver-
bindungen des Landes und Kreisstraßen gelten 
die Beschränkungen des Absatzes 1 vom Beginn 
der Auslegung der Pläne im Planfeststellungsver-
fahren oder von dem Zeitpunkt an, in dem gemäß 
§ 73 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. November 1999 
(GV. NRW. S. 602), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Mai 2014 (GV. NRW. S. 294) ge-
ändert worden ist, den Betroffenen und Vereini-
gungen Gelegenheit gegeben worden ist, den Plan 
einzusehen.“

10.  § 28 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Lan-
desstraßen“ die Wörter „, Radschnellverbindun-
gen des Landes“ und nach dem Wort „Kraftfahr-
zeugverkehr“ die Wörter „, bei einer Radschnell-
verbindung des Landes der für den Fahrradver-
kehr“ eingefügt.
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 b)   In Absatz 2 werden nach dem Wort „Landesstra-
ßen“ die Wörter „, Radschnellverbindungen des 
Landes“ eingefügt.

11.  § 37 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Lan-
desstraßen,“ die Wörter „Radschnellverbindungen 
des Landes,“ eingefügt, die Angabe „Abs.“ durch 
das Wort „Absatz“ und die Angabe „Nr.“ durch 
das Wort „Nummer“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 werden nach dem Wort „Landes-
straßen“ die Wörter „, Radschnellverbindun-
gen des Landes“ eingefügt.

  bb)   In Satz  2 werden nach dem Wort „Landes-
straßen“ die Wörter „und Radschnellverbin-
dungen des Landes“ eingefügt.

  cc)   In Satz 4 wird die Angabe „UVPG“ durch die 
Wörter „Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung im Lande Nordrhein-West-
falen“ ersetzt.

 c)   In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Lan-
desstraßen“ die Wörter „und Radschnellverbin-
dungen des Landes“ eingefügt

 d)  Absatz 5 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 werden die Wörter „jedem, dessen“ 
durch die Wörter „allen, deren“ und das Wort 
„Naturschutzverbänden“ durch das Wort 
„Naturschutzvereinigungen“ ersetzt.

  bb)   In Satz  8 werden nach dem Wort „Landes-
straßen“ die Wörter „und Radschnellverbin-
dungen des Landes“ eingefügt.

 e)  Absatz 6 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 werden nach dem Wort „Landes-
straßen“ die Wörter „und Radschnellverbin-
dungen des Landes“ eingefügt.

  bb)   In Satz  2 wird das Wort „Gebietsentwick-
lungsplan“ durch das Wort „Regionalplan“ 
ersetzt.

  cc)   In Satz  3 werden das Wort „Planfeststel-
lungsbeschluß“ durch das Wort „Planfeststel-
lungsbeschluss“ ersetzt und nach dem Wort 
„Plangenehmigung“ die Wörter „oder einen 
die Planfeststellung ersetzenden Bebauungs-
plan“ eingefügt.

 f)   In Absatz 7 Satz 1 werden nach dem Wort „Lan-
desstraßen“ die Wörter „, Radschnellverbindun-
gen des Landes“ eingefügt.

12.   In §  37 b Absatz  1 Satz  1 werden die Wörter „von 
Landesstraßen und Kreisstraßen“ gestrichen und 
nach den Wörtern „bei Landesstraßen“ die Wörter 
„und Radschnellverbindungen des Landes“ einge-
fügt.

13.  § 38 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

     „Landesstraßen und Kreisstraßen dürfen nur 
gebaut oder geändert werden, wenn der Plan 
vorher festgestellt ist.“

  bb)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

     „Gleiches gilt für Radschnellverbindungen 
des Landes und Gemeindestraßen, sofern für 
diese eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen ist.“

  cc)   In dem neuen Satz 3 werden nach dem Wort 
„Umweltverträglichkeitsprüfung“ die Wörter 
„im Rahmen der Abwägung“ eingefügt.

 b)   In Absatz  5 werden nach dem Wort „Baugesetz-
buches)“ die Wörter „und von Radschnellverbin-
dungen des Landes“ eingefügt.

 c)   In Absatz 7 Satz 1 werden nach dem Wort „Lan-
desstraße,“ die Wörter „Radschnellverbindung des 
Landes,“ eingefügt.

14.   In § 39 Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort „Lan-
desstraßen“ die Wörter „oder Radschnellverbindun-
gen des Landes“ eingefügt.

15.   In der Teilüberschrift „Zweiter Teil“ werden nach 
dem Wort „Landesstraßen“ die Wörter „, Radschnell-
verbindungen des Landes“ eingefügt.

16.  § 43 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz  1 Nummer  1 werden nach dem Wort 
„Landesstraßen“ die Wörter „und Radschnellver-
bindungen des Landes“ eingefügt.

 b)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

   „Die Straßenbaulast des Landes erstreckt sich 
auch auf solche Radschnellverbindungen, die als 
unselbständige Radwege im Sinne des §  2 Ab-
satz  2 Nummer  1 Buchstabe b an Kreisstraßen, 
Gemeindestraßen oder sonstigen öffentlichen 
Straßen gemäß § 3 Absatz 5 geführt werden.“

 c)   In dem neuen Satz  3 werden die Wörter „Dies 
gilt“ durch die Wörter „Satz  1 und 2 gelten“ er-
setzt.

17.  § 44 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  2 Satz  2 werden die Wörter „einem 
Landschaftsverband“ durch die Wörter „dem 
Land“ ersetzt.

 b)   In Absatz 5 werden nach dem Wort „Landesstra-
ße“ die Wörter „, Radschnellverbindungen des 
Landes“ eingefügt.

18.   In § 54 Absatz 2 Nummer 1 werden nach dem Wort 
„Landesstraßen“ die Wörter „und Radschnellverbin-
dungen des Landes“ eingefügt.

19.   In § 55 Satz 1 werden nach dem Wort „Landesstra-
ßen“ die Wörter „, Radschnellverbindungen des Lan-
des“ eingefügt, die Angabe „Abs.“ durch das Wort 
„Absatz“ und die Angabe „Nr.“ durch das Wort 
„Nummer“ ersetzt.

20.  § 56 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Nummer  1 werden nach dem Wort „Lan-
desstraßen“ die Wörter „und Radschnellver-
bindungen des Landes“ eingefügt.

  bb)   In Nummer  3 werden nach dem Wort „Lan-
desstraßen“ die Wörter „, Radschnellverbin-
dungen des Landes“ eingefügt.

 b)   In Absatz 3 Satz 1 werden die Angabe „Nr.“ durch 
das Wort „Nummer“ ersetzt und nach dem Wort 
„Landesstraßen“ die Wörter „und Radschnellver-
bindungen des Landes“ eingefügt.

21.   In § 59 Absatz 1 Nummer 7 werden nach dem Wort 
„Landesstraßen“ die Wörter „, Radschnellverbindun-
gen des Landes“ eingefügt.

230

Artikel 2
Gesetz zur Änderung des Landesplanungsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen

§  9 Absatz  4 des Gesetzes vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. 
S. 430), das zuletzt durch Gesetz vom 24. Mai 2016 (GV. 
NRW. S. 259) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.   In Satz 1 werden nach dem Wort „Landesstraßen“ die 
Wörter „, Radschnellverbindungen des Landes“ einge-
fügt.

2.   In Satz 2 werden nach dem Wort „Bundesfernstraßen“ 
das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt und nach 
dem Wort „Landesstraßen“ die Wörter „und Rad-
schnellverbindungen des Landes“ eingefügt. 

3.   In Satz 3 werden nach dem Wort „Bundesfernstraßen“ 
das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt und nach 
dem Wort „Landesstraßen“ die Wörter „und Rad-
schnellverbindungen des Landes“ eingefügt.
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Artikel 3
Änderung des Straßenreinigungsgesetzes NRW

Das Straßenreinigungsgesetz NRW vom 18. Dezember 
1975 (GV. NRW. S. 706; ber. 1976 S. 12), das zuletzt durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 2. Oktober 2014 (GV. NRW. 
S. 622) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „Bundesfern-
straßen“ durch das Wort „Bundesstraßen“ und das 
Wort „Landstraßen“ durch die Wörter „Landes-
straßen, Radschnellverbindungen des Landes“ er-
setzt.

 b)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:

   „(3) Soweit die Erhebung einer Benutzungsgebühr 
nach §  3 hinsichtlich der Kosten der Reinigung 
einer Radschnellverbindung des Landes nicht zu-
lässig ist, erstattet der Landesbetrieb Straßenbau 
der Gemeinde die Kosten der Reinigung der ent-
sprechenden Abschnitte der Radschnellverbindung 
des Landes. Der Erstattungsanspruch besteht 
nicht, wenn eine Gemeinde keine Straßenreini-
gungsgebühren erhebt.“

2.   In § 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Bundesstraßen“ 
das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt und nach 
dem Wort „Landesstraßen“ die Wörter „und Rad-
schnellverbindungen des Landes“ eingefügt.

74

Artikel 4
Änderung des Landesabfallgesetzes

In §  5 Absatz  9 des Landesabfallgesetzes vom 21. Juni 
1988 (GV. NRW. S. 250), das zuletzt durch Artikel 11 des 
Gesetzes vom 21. März 2013 (GV. NRW. S. 148) geändert 
worden ist, werden die Wörter „Bundesfern- und Lan-
desstraßen“ durch die Wörter „Bundesfern-, Landesstra-
ßen und Radschnellverbindungen des Landes“ ersetzt.

Artikel 5

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 25. Oktober 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t
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Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Johannes  R e m m e l

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

Michael  G r o s c h e k

– GV. NRW. 2016 S. 868

Hinweise der Redaktion zum Rechtsportal 

Am 1. Oktober 2016 wurde der kostenpfl ich tige Teil des 
elektronischen Angebotes „recht.nrw.de“ zur kosten-
freien Nutzung freigeschaltet.

Alle Nutzerinnen und Nutzer haben freien Zugriff auf 
die Historischen Sammlungen (Gesetze und Erlasse), auf 
alle Gesetzblätter ab 1946 und alle Minis terialblätter ab 
1949 und die Möglichkeit der Volltext- und der Stich-
tagssuche. Abonnentinnen und Abonnenten des kosten-
pfl ichtigen Angebots, die in den letzten zwölf Monaten 
Einzahlungen geleistet haben, werden die aus diesen 
Einzahlungen resultierenden Guthaben über 1 Euro zum 
Jahresende erstattet. 

Guthaben, die aus Einzahlungen stammen, die älter als 
zwölf Monate sind, können gemäß der Einverständnis-
erklärung bei Errichtung eines Guthabenkontos nicht 
erstattet werden.

– GV. NRW. 2016 S. 870


